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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Rechtsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

1. erinnert daran, wie wichtig im Hinblick auf einen gut funktionierenden, 
wettbewerbsfähigen und nachhaltigen Binnenmarkt wirksame Instrumente für eine 
bessere Rechtsetzung sind, bei denen den Grundsätzen der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit in vollem Umfang Rechnung getragen wird; betont, dass 
Rechtsvorschriften zum Nutzen von Verbrauchern und KMU ausgewogen, klar, 
umfassend und integrativ sein und gegebenenfalls auf den notwendigen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen basieren sollten; weist darauf hin, dass 
Rechtsvorschriften in Bezug auf die gewünschten Ergebnisse effektiv sein und 
sicherstellen sollten, dass alle beteiligten Parteien sie ebenso wie ihre Rechte und 
Pflichten leicht verstehen können;

2. bekräftigt, dass in einem resilienten Binnenmarkt Ziele wie die Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit, der Digitalisierung, der Nachhaltigkeit und des 
Verbraucherschutzes durch einen verstärkten Einsatz von Kontrollinstrumenten 
unterstützt werden sollten; begrüßt den Einsatz von Instrumenten wie dem Programm 
zur Gewährleistung der Effizienz und Leistungsfähigkeit der Rechtsetzung (REFIT) und 
dem Ausschuss für Regulierungskontrolle; weist darauf hin, dass die 
Kontrollinstrumente durch weitere Instrumente wie die Plattform „Fit for Future“ (F4F) 
oder andere spezielle Plattformen weiter unterstützt und verbessert werden können; 
betont, dass bei solchen Instrumenten die Auswirkungen der oben genannten Ziele in 
quantitativer und qualitativer Hinsicht, einschließlich wirtschaftlicher und sozialer 
Elemente und der Kosten, die durch eine fehlende Harmonisierung auf EU-Ebene 
verursacht werden, berücksichtigt werden sollten, soweit dies möglich ist; betont, dass 
das Europäische Parlament in die Kontrollprozesse eingebunden werden sollte,

3. betont, dass vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie und anderer nicht 
vorhersehbarer Ereignisse mit schwerwiegenden wirtschaftlichen Auswirkungen 
insbesondere KMU weiterhin mit schwerwiegenden Folgen konfrontiert sein werden 
und gezielte Unterstützung sowie mehr Flexibilität benötigen, um rasch auf die sich 
ständig wandelnden Anforderungen unserer Wirtschaft reagieren zu können; weist 
darauf hin, dass im Rahmen des internen Gesetzgebungsprozesses unter anderem 
folgende wichtige Elemente berücksichtigt werden sollten: die Vereinfachung von 
Verwaltungsprozessen, um einen ungerechtfertigten und unnötigen bürokratischen 
Aufwand zu vermeiden; die Grundsätze „Vorfahrt für KMU“ und „One in, one out“, die 
weder dazu genutzt werden sollten, Rechtsvorschriften automatisch aufzuheben, noch 
dazu, die bereits erreichten Schutzstandards für Verbraucher und Unternehmen zu 
verringern; Koordinierungsbemühungen auf Ebene der Union und der Mitgliedstaaten 
zur Umsetzung und Durchsetzung; die Förderung einer Gesellschaft, die 
Unternehmergeist im Einklang mit den Werten einer in hohem Maße 
wettbewerbsfähigen sozialen Marktwirtschaft schätzt; und ein hohes 
Verbraucherschutzniveau;

4. fordert die nationalen und regionalen Behörden der Mitgliedstaaten sowie die 
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einschlägigen Interessenträger auf, sich in einer frühen Phase der Entscheidungsfindung 
stärker an der Prüfung der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit der EU-
Rechtsvorschriften sowie an der Bewertung des Verwaltungsaufwands zu beteiligen, 
und zwar mithilfe der auf EU-Ebene und über die einschlägigen Berufs- und 
Branchenverbände zur Verfügung stehenden Instrumente; begrüßt die Beiträge der 
nationalen Parlamente zu Initiativen im Zusammenhang mit der Gesetzgebung für den 
Binnenmarkt;

5. verweist auf die Empfehlungen des Rechnungshofs zur Notwendigkeit, die 
Faktengrundlage und ihre voraussichtlichen Auswirkungen auf die 
Entscheidungsfindung zu verbessern, um die Umsetzung und Anwendung des EU-
Rechts zu fördern, zu überwachen und durchzusetzen; fordert die Mitgliedstaaten ferner 
auf, für eine zügige und kohärente Umsetzung, Anwendung und Durchsetzung der 
Rechtsvorschriften zu sorgen und von Praktiken abzusehen, die zu übermäßigen und 
ungerechtfertigten verwaltungstechnischen Anforderungen führen, die das reibungslose 
Funktionieren des Binnenmarkts beeinträchtigen könnten; fordert die Kommission auf, 
den Mitgliedstaaten Leitlinien dafür an die Hand zu geben, wie unnötig komplexe 
und/oder belastende Vorschriften, die den Binnenmarkt behindern, vereinfacht werden 
können;

6. warnt davor, dass Rechtsvorschriften, die zu unnötigem, ungerechtfertigtem und 
unverhältnismäßigem Verwaltungsaufwand führen, Kleinstunternehmen, KMU und 
Verbraucher in unterschiedlichem Maße beeinträchtigen, da sie die 
Wettbewerbsfähigkeit beeinträchtigen und verhindern, dass der Binnenmarkt gut 
funktioniert und sein volles Potenzial entfaltet; fordert die Kommission auf, im Hinblick 
auf den Nachweis des Mehrwerts sowie der Kosten und des Nutzens von EU-
Maßnahmen die Prüfung der KMU-Eignung von Vorschriften zu verstärken, um 
letztlich die Auswirkungen künftiger Rechtsvorschriften und Verwaltungsinitiativen auf 
KMU besser zu berücksichtigen, und mögliche Empfehlungen zu formulieren, wie 
Kleinstunternehmen und KMU bei der Umsetzung neuer Anforderungen besser 
unterstützt werden können;

7. betont, dass Kleinstunternehmen und KMU nur Verpflichtungen unterliegen sollten, die 
ihren Besonderheiten und branchenspezifischen Merkmalen entsprechen, und fordert 
die Kommission auf, energische Durchsetzungsmaßnahmen zu ergreifen, um die 
Marktfragmentierung zu begrenzen, ungerechtfertigte Markthindernisse zu beseitigen 
und für gleiche Wettbewerbsbedingungen zu sorgen, indem alle verfügbaren 
Instrumente genutzt werden, damit die Wahlmöglichkeiten der Verbraucher nicht 
eingeschränkt werden und gleichzeitig ein hohes Maß an Verbraucherschutz gewahrt 
wird; ist der Ansicht, dass der Zeitraum, den KMU für die Anpassung an die neuen 
Regeln und Vorschriften benötigen, besser berücksichtigt werden sollte, und hebt die 
Vorteile der Einrichtung von Informationsinstrumenten wie einer zentralen Anlaufstelle 
für Kleinstunternehmen und KMU hervor, durch die die Teilnahme der KMU am 
Binnenmarkt gefördert werden könnte;

8. erinnert daran, dass sich digitale Innovationen rasch entwickeln und die digitale Agenda 
von Unternehmern vorangetrieben wird; hält es daher für äußerst wichtig, unbeschadet 
der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit zukunftssichere Regeln 
aufzustellen, die mit der digitalen Innovation Schritt halten; weist darauf hin, dass viele 
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der wichtigsten legislativen Prioritäten der EU für den Zeitraum 2017–2019 Initiativen 
waren, die in den Zuständigkeitsbereich des Ausschusses für Binnenmarkt und 
Verbraucherschutz (IMCO) fielen und in erster Linie auf die Umsetzung der 
Binnenmarktstrategie und der Strategie für einen digitalen Binnenmarkt abzielten, 
wobei der Schwerpunkt auf Vorschriften lag, mit denen ungerechtfertigte und 
unverhältnismäßige Hindernisse beseitigt und neue Chancen zum Vorteil der 
Verbraucher und Unternehmen wahrgenommen werden sollten;

9. weist darauf hin, dass EU-Rechtsvorschriften im Allgemeinen 27 divergierende 
Vorschriften ersetzen, was dazu beiträgt, die Fragmentierung des Binnenmarktes zu 
verringern; fordert die Kommission auf, bei der Bewertung der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit sicherzustellen, dass Initiativen, die darauf abzielen, den 
Binnenmarkt zu vertiefen und fairer zu machen, eine tragende Säule der künftigen 
jährlichen Programmplanung bleiben und gleichzeitig ein hohes Maß an 
Verbraucherschutz gewahrt bleibt;

10. betont, dass ein regelmäßiger Dialog und eine angemessene und transparente 
Konsultation mit allen einschlägigen Interessenträgern gefördert und unterstützt werden 
müssen; begrüßt den Einsatz von Instrumenten für eine bessere Rechtsetzung und die 
Zusammenarbeit mit verschiedenen relevanten Experten auf EU-Ebene bei der 
Erstellung von Folgenabschätzungen und neuen Rechtsvorschriften; betont, wie wichtig 
es ist, dass diese Werkzeuge vereinfacht und für die Interessenträger verständlicher und 
benutzerfreundlicher gestaltet werden; verweist auf das Urteil des Gerichtshofs der 
Europäischen Union in der Rechtssache T-540/151, in dem festgestellt wurde, dass die 
EU-Organe grundsätzlich Zugang zu Dokumenten im Zusammenhang mit laufenden 
Trilog-Verfahren gewähren sollten, nachdem ein spezieller Antrag gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu Dokumenten 
des Parlaments, des Rates und der Kommission gestellt wurde;

11. begrüßt, dass die Kommission versucht,, ein breites und umfassendes Spektrum 
möglicher Rechtsvorschriften für den Binnenmarkt mit Folgenabschätzungen zu 
bewerten; betont, dass unabhängige und unparteiische Folgenabschätzungen ein äußerst 
wichtiges und wertvolles Instrument sind, um im legislativen Entscheidungsprozess 
(unter Wahrung der Gemeinschaftsmethode) zu fundierten politischen Entscheidungen 
zu gelangen, was notwendig ist, um auf drängende Herausforderungen wie den digitalen 
und nachhaltigen Wandel rasch zu reagieren; ist der Ansicht, dass der Inhalt von 
Folgenabschätzungen durch die Berücksichtigung zusätzlicher Elemente verbessert und 
ihre Nutzung ausgeweitet werden muss, um ihren Beitrag zeitgemäßer und wertvoller 
zu machen und damit sie bei der Entscheidungsfindung auf politischer Ebene stärker 
berücksichtigt werden; verweist ferner auf die begrenzte Anzahl von 
Folgenabschätzungen, die vom Parlament und der Rat zu ihren wesentlichen 
Abänderungen durchgeführt werden;

12. fordert die Kommission auf, folgende Maßnahmen in Bezug auf Folgenabschätzungen 
zu erwägen:

– Verbesserung der Transparenz von Folgenabschätzungen sowie der 

1 Urteil des Gerichts vom 22. März 2018, Emilio De Capitani/Parlament.
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Rechenschaftspflicht gegenüber dem Europäischen Parlament;

– Ergreifen weiterer Schritte in Richtung umfassender, unabhängiger 
Folgenabschätzungen und Verbesserung der Qualität der Analyse unter 
besonderer Berücksichtigung von Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit;

– Vorbereitung von Folgenabschätzungen für alle Vorschläge im Arbeitsprogramm 
der Kommission;

– Quantifizierung und Bewertung von Kosten und Nutzen aller in Betracht 
gezogenen Optionen, soweit möglich;

– Stärkung der Prüfung der KMU-Eignung der Vorschriften bei 
Folgenabschätzungen;

– Nutzung von Folgenabschätzungen zur Klärung des EU-Mehrwerts von 
Legislativvorschlägen;

– weitere Nutzung der Ex-ante-Bewertung und der vorläufigen 
Folgenabschätzungen, die die Mitteilungen und Strategien im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens begleiten, um eine detaillierte und vorläufige Analyse 
ihrer Auswirkungen auf das Funktionieren des Binnenmarktes zu ermöglichen;

13. betont, dass die Ziele der besseren Rechtsetzung regelmäßig überprüft und anhand der 
Kriterien der Agenda für bessere Rechtsetzung, einschließlich Überwachung und 
Berichterstattung, bewertet werden müssen; unterstreicht, dass die Ziele ausgewogen 
sein müssen und hinsichtlich ihrer Wirksamkeit bewertet werden müssen, wobei die für 
Aktivitäten zur besseren Rechtsetzung und für externe Beiträge eingesetzten Ressourcen 
zu berücksichtigen sind; erinnert an die Bedeutung vergleichbarer EU-weiter Daten für 
den Zweck dieser Bewertung und fordert die Kommission auf, zu prüfen, ob die 
Anwendung der Instrumente zur besseren Rechtsetzung zur Verwirklichung von Zielen 
wie z. B. verbesserte politische Ergebnisse beigetragen hat.
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